
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1521

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1974 Ausgegeben am 11. Juni 1974 90. Stück

314. Verordnung: Gesundheitliche Überwachung von Personen, die mit ihrem Körper gewerbs-
mäßig Unzucht treiben

3 1 5 . Verordnung: Anordnung einer Alperhebung
3 1 6 . Verordnung: Pauschalierung der Aufwandsentschädigung für Beamte und Vertragsbedien-

stete des höheren Bibliotheksdienstes, Akademische Restauratoren an Biblio-
theken sowie Beamte und Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen Dienstes
an Bibliotheken

3 1 7 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 199 Tannheimer Straße im Bereich
der Gemeinden Tannheim, Zöblen und Schattwald

3 1 8 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 200 Bregenzerwald Straße im Bereich
der Gemeinde Au

3 1 4 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 9. Mai
1974 über die gesundheitliche Überwachung
von Personen, die mit ihrem Körper gewerbs-

mäßig Unzucht treiben

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Geschlechts-
krankheitengesetzes, StGBl. Nr. 152/1945, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Inneres verordnet:

§ 1. Personen, die mit ihrem Körper gewerbs-
mäßig Unzucht treiben, haben sich vor Beginn
dieser Tätigkeit sowie regelmäßig im Abstand von
einer Woche einer amtsärztlichen Untersuchung
auf das Freisein von Geschlechtskrankheiten zu
unterziehen.

§ 2. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat, wenn
die im § 1 genannte Person bei der erstmaligen
Untersuchung frei von Geschlechtskrankheiten
befunden worden ist, der betreffenden Person
einen mit einem Lichtbild versehenen Ausweis
auszustellen.

§ 3. Wird eine im § 1 genannte Person anläß-
lich der wöchentlich vorzunehmenden Unter-
suchungen frei von Geschlechtskrankheiten be-
funden, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde die

erfolgte Vornahme der Untersuchung im Aus-
weis (§ 2) zu bestätigen.

§ 4. Wird eine im § 1 genannte Person anläß-
lich der wöchentlich vorzunehmenden Unter-
suchungen als an einer Geschlechtskrankheit er-
krankt befunden, so hat die Bezirksverwaltungs-
behörde den Ausweis (§ 2) einzuziehen und erst
nach erfolgter Heilung wieder auszufolgen.

§ 5. Die im § 1 genannten Personen haben bei
der Ausübung ihrer Tätigkeit den Ausweis (§ 2)
bei sich zu führen und den Organen der Bezirks-
verwaltungsbehörde und des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes auf Verlangen zur Überprüfung aus-
zuhändigen.

§ 6. Stellt das Organ bei der Überprüfung nach
§ 5 fest, daß sich die betreffende Person der
regelmäßigen amtsärztlichen Untersuchung nicht
unterzogen hat, so hat es den Ausweis unver-
züglich abzunehmen und der Bezirksverwaltungs-
behörde vorzulegen.

§ 7. Personen, die den Bestimmungen dieser
Verordnung zuwiderhandeln, sind nach § 12
Abs. 2 des Geschlechtskrankheitengesetzes zu be-
strafen.

Leodolter
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315. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 13. Mai 1974,
mit der eine Alperhebung angeordnet wird

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und 3, des § 4 Abs. 1
und 2, des § 7 Abs. 6 und des § 8 Abs. 1 und 2
des Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91,
wird verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat mit Stichtag 1. Juli 1974 eine Alperhebung
durchzuführen.

§ 2. Gegenstand der Erhebung sind sämtliche
Alpbetriebe. Zu erheben sind gemäß dem einen
Bestandteil der Verordnung bildenden Betriebs-
bogen (Anlage) insbesondere die Flächenvertei-
lung, die Nutzung, die Erreichbarkeit, das Per-
sonal und der Viehbesatz der Alpbetriebe.

§ 3. Zur Auskunftserteilung verpflichtet sind die
Bewirtschafter (Eigentümer, Besitzer, Pächter oder
Nutznießer) von Alpbetrieben oder deren Beauf-
tragte.

§ 4. Die Erhebung ist in der Form durchzu-
führen, daß vom Österreichischen Statistischen
Zentralamt bestellte Erhebungsorgane in der Zeit
vom 1. Juli 1974 bis 30. September 1975 von den
zur Auskunftserteilung verpflichteten Personen
(§ 3) die zur Erhebung erforderlichen Angaben
erfragen. Die ausgefüllten Betriebsbogen sind dem
Alpinspektorat der zuständigen Landesregierung
in doppelter Ausfertigung vorzulegen, welches die
Erstausfertigung jeweils bis spätestens 30. Novem-
ber des Erhebungsjahres an das Österreichische
Statistische Zentralamt weiterzuleiten hat.

§ 5. Einzelangaben, die im Zuge der Erhebung
bekanntgeworden sind und die sich auf die Alp-
erhebung beziehen, dürfen in karteimäßiger Füh-
rung auch für Zwecke der Vollziehung des Land-
wirtschaftsgesetzes, BGBl. Nr. 155/1960, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 453/
1972, herangezogen werden.

Weihs
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Anlage



1524 90. Stück — Ausgegeben am 11. Juni 1974 — Nr. 315



90. Stück — Ausgegeben am 11. Juni 1974 — Nr. 316 bis 318 1525

316. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 15. Mai
1974 über die Pauschalierung der Aufwands-
entschädigung für Beamte und Vertragsbe-
dienstete des höheren Bibliotheksdienstes,
Akademische Restauratoren an Bibliotheken
sowie Beamte und Vertragsbedienstete des
wissenschaftlichen Dienstes an Bibliotheken

Gemäß § 20 in Verbindung mit § 15 Abs. 2
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
214/1972, im Zusammenhang mit § 22 Abs. 1
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der 20. Vertragsbedienste-
tengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 215/1972, wird mit
Zustimmung des Bundeskanzlers und des Bundes-
ministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Die den Beamten und Vertragsbediensteten
des höheren Bibliotheksdienstes, den Akademi-
schen Restauratoren an Bibliotheken sowie den
Beamten und Vertragsbediensteten des wissen-
schaftlichen Dienstes an Bibliotheken gebührende
Aufwandsentschädigung für den Mehraufwand,
der ihnen in Ausübung des Dienstes oder aus
Anlaß der Ausübung des Dienstes notwendiger-
weise entstanden ist, wird pauschaliert.

§ 2. Das Pauschale wird in einem monatlich
in Höhe von 250 S gebührenden Betrag festge-
setzt; nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete
erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden
Teil des Pauschales.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1972 in Kraft.

§ 4. Diese Aufwandsentschädigung tritt an die
Stelle der als Ersatz für Fortbildungsausgaben
gewährten Leistungen; die vom 1. Dezember 1972
an fortgezahlten Beträge sind auf die nach dieser
Verordnung gebührende Aufwandsentschädigung
anzurechnen.

Firnberg

317. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 21. Mai 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 199 Tannheimer Straße im Bereich der
Gemeinden Tannheim, Zöblen und Schattwald

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundestraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 199
Tannheimer Straße wird im Bereich der Gemein-
den Tannheim, Zöblen und Schattwald wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt bei
km 17,960 (alt) von der bestehenden Trasse ab,
umfährt in gestreckter Linienführung unter teil-
weiser Verwendung der bestehenden Trasse die
Ortschaft Zöblen im Süden sowie die Ortschaft
Schattwald im Norden und bindet bei km 21,088
(alt) wieder in die bestehende Bundesstraße ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
sowie bei den Gemeinden Tannheim, Zöblen und
Schattwald aufliegenden Planunterlagen (Kataster-
maßstab 1 :2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

3 1 8 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vorn 21. Mai 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 200 Bregenzerwald Straße im Bereich

der Gemeinde Au

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 200
Bregenzerwald Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Au wie folgt bestimmt:

Die B 200 Bregenzerwald Straße wird von
km 43,58 bis km 43,65 im Bereich der Ortsdurch-
fahrt Au auf die bereits hergestellte Straßentrasse
umgelegt.

Gleichzeitig wird der durch die Umlegung für
den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordene
Straßenteil als Bundesstraße aufgelassen.

Moser
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